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Sachverhalt

Für ein nach dem Haager Adoptionsübereinkommen (HAÜ) im Ausland adoptiertes und in die Schweiz eingereistes Kind muss nach  Art. 17 BG- HAÜ eine Beistandschaft errichtet werden. Die zuständige VB Sekretärin erkundigt sich nach dem Sinn und Zweck dieser Beistandschaft und wie weit im Rahmen des Verfahrens zur Errichtung dieser Beistandschaft die Familienverhältnisse abgeklärt werden müssen und wie weit die Auskunftspflicht der Adoptiveltern gehe.

Erwägungen

1. Die Beistandschaft nach Art. 17 BG-HAÜ ist der Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 ZGB nachgebildet. Dies geht aus dem Wortlaut von Art.17 Abs. 2, Satz 1 BG-HAÜ deutlich hervor, in dem für die Umschreibung des Auftrags des Beistands die genau gleiche Formulierung verwendet wird wie in Art. 308 Abs. 1 ZGB.
In Abweichung zur Erziehungsbeistandschaft muss der Vormundschaftsbehörde bereits nach einem Jahr nach Errichtung Bericht erstattet werden (Abs. 3), und die Beistandschaft fällt spätestens 18 Monate nach ihrer Errichtung von Gesetzes wegen dahin. Vorbehalten bleibt allerdings die Anordnung von Kindesschutzmassnahmen nach Art. 307 ff. ZGB, für den Fall, dass das Wohl des Kindes zu diesem Zeitpunkt gefährdet ist (Abs. 4).
2. Im Gegensatz zu einer Adoption nach schweizerischem Recht haben die Adoptiveltern bei der im Ausland ausgesprochenen und von der Schweiz anerkannten Adoption von Anfang an alle Rechte und Pflichten von leiblichen Eltern und es findet weder eine Begleitung durch eine Vormundin noch die Überwachung des Pflegeverhältnisses statt, weil ein solches gar nicht erst errichtet wird. Erfahrungsgemäss ist jedoch die erste Zeit eines Adoptivverhältnisses oft mit Unsicherheiten und gegenseitigen Anpassungsschwierigkeiten verbunden, dies insbesondere wenn das adoptierte Kind nicht als Säugling sondern später, wenn es bereits einige Jahre alt ist, adoptiert wird. Der Gesetzgeber wollte deshalb mit der Beistandschaft nach Art. 17 BG-HAÜ sicherstellen, dass die Adoptiveltern in diesem Anpassungsprozess die notwendige Unterstützung und die Behörden rasch Kenntnis von allfälligen Schwierigkeiten erhalten. So wäre die zuständige Vormundschaftsbehörde auch in der Lage, nötigenfalls rasch weiter gehende Kindesschutzmassnahmen anzuordnen.
3. Mit der Befristung dieser Beistandschaft auf 18 Monate nach der Einreise des Kindes bzw. nach Errichtung der Beistandschaft wollte der Gesetzgeber aber auch sicher-stellen, dass die Massnahme nicht unnötig auf unbestimmte Zeit aufrechterhalten wird. Falls nach Ablauf dieser Frist das Wohl des Kindes gefährdet ist und die Adoptiveltern nicht von sich aus für Abhilfe sorgen, hat die Vormundschaftsbehörde die geeigneten Kindesschutzmassnahmen nach Art. 307 ff. ZGB zu errichten und darf nicht die Beistandschaft nach Art. 17 BG-HAÜ bestehen lassen.

4. Die Frist von 18 Monaten gewährleistet ausserdem, dass das Kind das nach dem HAÜ im Ausland adoptiert worden ist, ungefähr gleich lang von einer aussen stehenden Person begleitet wird, wie wenn die Adoption in der Schweiz ausgesprochen würde (Botschaft betr. HAÜ vom 29. Mai 1999, BBl 1999, 5833). Für diese Adoptivverhält-nisse wurde ja mit dem Inkrafttreten des HAÜ und des BG-HAÜ das Pflegeverhältnis nach Art. 264 ZGB auf ein Jahr verkürzt.
5. Für das Verfahren zur Errichtung dieser Beistandschaft bedeutet dies, dass keine Abklärungen mit Blick auf eine Kindeswohlgefährdung vorzunehmen sind. Die Adoptiveltern sind dennoch anzuhören. Die zuständige VB hat ihnen Sinn und Zweck dieser Beistandschaft zu erläutern und darzutun, dass hier kein Ermessensspielraum besteht, sondern, dass die Beistandschaft von Gesetzes wegen errichtet werden muss. Für den Fall, dass sich die Vormundschaftsbehörde aufgrund des Verhaltens der Adoptiveltern Zweifel erhält über die tatsächlichen Verhältnisse, ist sie zweifellos befugt, Einsicht in die bisherigen Adoptionsakten zu nehmen.
Die Vormundschaftsbehörde hat den Adoptiveltern auch Gelegenheit zu geben für die Person des Beistands oder der Beiständin einen eigenen Vorschlag zu machen (Art. 381 ZGB). Aus dem geschilderten Auftrag und der besonderen Situation einer inter-nationalen Adoption geht jedoch hervor, dass für eine solche Beistandschaft i.d.R. nur eine professionelle Fachkraft in Frage kommt, die mit den Besonderheiten eines Adoptivverhältnisses vertraut ist. Verwandte oder Freunde der Adoptiveltern dürften kaum in Frage kommen, da sie leicht in einen Loyalitätskonflikt geraten.
6. Bei der Anhörung sind die Adoptiveltern nach dem bisherigen Verlauf des Adoptionsverhältnisses zu befragen, namentlich wenn (wie im vorliegenden Fall) das Kind bereits seit mehreren Monaten bei den Adoptiveltern lebt. Der Beistand oder die Beiständin könnte so auf allfällige Schwierigkeiten aufmerksam gemacht werden und die notwendige Unterstützung anbieten. Falls von den Adoptiveltern keine Schwierig-keiten vermeldet werden und auch die Anhörung keine Anhaltspunkte dafür liefert, , ist es dennoch Pflicht der ernannten Beiständin oder des ernannten Beistands, unverzüglich mit den Adoptiveltern Kontakt aufzunehmen und sich selber ein Bild zu machen von der Situation, in der sich das Kind befindet und sich von seinem Wohlergehen zu überzeugen und nötigenfalls die erforderliche Hilfe anzubieten.
7. Der Anordnungsbeschluss ist mit der üblichen Rechtsmittelbelehrung zu versehen. Gegen die Anordnung der Beistandschaft kann innert 10 Tagen  bei der Aufsichtsbe-hörde Beschwerde geführt werden und die Wahl des Beistands/der Beiständin kann ebenfalls innert 10 Tagen bei der Vormundschaftsbehörde angefochten werden (Art. 388 Abs. 2 ZGB). (Für das Beschlussesdispositiv vgl. Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, 4. Aufl. Zürich 2005, Muster 255, S. 160 ff.).
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